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Zusammenfassung: Die Entwicklung der Rechte von Kindern und Jugendlichen ist eng an das 

jeweilige historische Verständnis von Kindheit gekoppelt und begründet unterschiedliche 

Konzepte kinderpolitischen Engagements. Die Neubestimmung von Kindheit zwischen Schutz, 

Förderung und – in den letzten Jahren verstärkt gefordert und rechtlich verankert – Partizi-

pation führt in der Jugendhilfe zu Diskussionen über das Verhältnis von Eltern- und Kinder-

rechten, über eine notwendige Neubestimmung der pädagogischen Beziehung und über die 

Notwendigkeit von Beteiligungsmöglichkeiten für Mädchen und Jungen. Die Kinderrechte 

bedeuten für die Jugendhilfe die nachdrückliche Aufforderung, sich über ihren Zuständig-

keitsbereich hinaus einzumischen und im Rahmen von Sozialpolitik tragfähige Lebensräume 

und -bedingungen für Kinder zu schaffen. Dies wird entlang aktueller Themen wie z.B. Kin-

derrechte ins Grundgesetz, Kinderrechte als Querschnittsaufgabe oder Kinderrechte für Kin-

der mit Behinderungen verdeutlicht. . 

1 Einleitung 

In den letzten vier Jahrzehnten wird eine breite öffentliche Diskussion über die Rechte von 

Kindern und Jugendlichen geführt. 1979 wurde von der Uno-Generalversammlung als das 

Internationale Jahr des Kindes ausgerufen, das gleichzeitig der ‚Startschuss’ für die Erarbei-

tung einer Konvention über die Rechte des Kindes bei der UNO-Menschenrechtskommission 

war. Die Forderung nach einer stärkeren Berücksichtigung der Bedürfnisse und Interessen 

von Kindern führte in der Kommunalpolitik bereits Ende der 70er und verstärkt in den 80er 

Jahren zur Einrichtung von Kinderbüros, Kinderbeauftragten, Kinderparlamenten u.ä. In der 

Jugendhilfe gewann die Debatte um Kinderrechte erst mit dem Inkrafttreten der UN-

Kinderrechtskonvention in 1990 und deren Ratifizierung in Deutschland in 1992 beträchtlich an 

Gewicht. Seitdem wird auch in der Jugendhilfe ungebrochen über die Umsetzung von Kinder-

rechten diskutiert, wenn auch mit wechselnder Intensität und unterschiedlicher Akzentuie-

rung. So erlebte die Rechtedebatte mit der UN-KRK ihren ersten Aufschwung und drehte sich 

vor allem um die Wahrnehmung und Umsetzung der Partizipationsrechte von Kindern und 

Jugendlichen in allen Aufgabenbereichen (vgl. BMFSFJ 1998). Erneut wuchs das Interesse an 

Partizipationsrechten im Anschluss an die Novellierung des SGB VIII in 1999 und die Einfü-

gung der Qualitätsentwicklung in § 79 a ff. BefürworterInnen machten sich für konkrete Re-

gelungen zur Partizipation in Qualitätsentwicklungsvereinbarungen stark mit dem Argument, 

dass eine qualitativ gute Erbringung sozialer Dienstleistungen Koproduzentenschaft erfordert 

und damit Partizipation der AdressatenInnen in allen Aufgabenbereichen der Jugendhilfe vo-

raussetzt. Wiederum rückte das Thema Kinderrechte im Rahmen der durch das Bundeskinder-



schutzgesetz begründeten erneuten Reform des SGB VIII in 2012 auf der Agenda vieler Ju-

gendhilfeorganisationen nach oben. Hier verknüpfte der Gesetzgeber Schutz- und Partizipati-

onsrechte, indem er die Anwendung von Partizipations- und Beschwerdeverfahren zur Vo-

raussetzung für die Vergabe einer Betriebserlaubnis bei stationären Angeboten macht (§ 45 

SGB VIII). Aktuell wird nun als Folge der UN-Behindertenrechtskonvention (2008 in Kraft 

getreten) verstärkt über die Rechte behinderter Kinder und Jugendlicher und die Inklusion von 

jungen Menschen mit Behinderung in der Jugendhilfe diskutiert. 

In den genannten Diskussionen werden bestehende Spannungsfelder in der Jugendhilfe deut-

lich, z.B. um die Gewichtung zwischen Kinder- und Elternrechten, zwischen Schutz- und Au-

tonomiebedürfnissen von Kindern, im Hilfeverständnis zwischen paternalistischer Fürsorge 

und Lebensweltorientierung oder mit Blick auf die Umsetzung zwischen personeller und or-

ganisationaler Verantwortung. Die Jugendhilfe hat auf dem Weg, die Rechte von Mädchen 

und Jungen wahrzunehmen und zu sichern, sowohl innerhalb als auch außerhalb ihres Aufga-

benbereiches einiges erreicht. Allerdings muss man aber ebenso feststellen, dass die Wahr-

nehmung und Umsetzung von Kinderrechten in der Jugendhilfe insgesamt noch immer hinter 

den rechtlichen Vorgaben und Möglichkeiten zurückbleibt. Welche Herausforderungen und 

Perspektiven Kinderrechte für die Jugendhilfe bedeuten, dieser Frage wollen wir in dem vor-

liegenden Beitrag nachgehen. Im ersten Schritt werden wir einen Überblick über die Entwick-

lung der Rechte von Kindern und Jugendlichen geben sowie die mit dem jeweiligen (histori-

schen) Verständnis von Kindheit gekoppelten kinderpolitischen Konzeptionen(2). Im zweiten 

Schritt werden Spannungsfelder in der Jugendhilfe thematisiert, mit denen die Umsetzung von 

Kinderrechte konfrontiert ist (3). Es schließt sich ein Überblick über aktuelle Kontexte an, in 

denen um die Weiterentwicklung der Kinderrechte gerungen wird (4). 

2 Kinderrechte, Kindheit und Kinderpolitik 

Kinderrechte stehen in einem direkten Zusammenhang mit den Vorstellungen von Kindheit. 

Sie stellen die rechtliche Kristallisation von anthropologischen, pädagogischen und psycholo-

gischen Einsichten in ihrem je spezifischen historisch-gesellschaftlichen Kontext dar. Diese 

Vorstellungen sind - auch historisch - nie eindeutig gewesen, vielmehr gab es über das, was 

„Kindheit“ ausmacht, differierende Auffassungen. Diese sind jeweils handlungsleitend für 

konkrete fachliche bzw. kinderpolitische Positionen zu Kinderrechten. 



2.1 Die Entwicklung von Kinderrechten 

Kinderrechte als Kinderschutz: Historisch gesehen waren die Kinderrechte zunächst eine Fra-

ge des Kinderschutzes. Die radikale Verelendung der Kinder im beginnenden Industriezeital-

ter schuf das Bewusstsein von ihren leiblich-seelischen Bedürfnissen, von ihrem Recht auf ein 

kindliches Leben und von ihrer Schutzbedürftigkeit (vgl. Flitner 1987). Zu Beginn des 19. 

Jahrhunderts entstanden die ersten Gesetze zum Kinder-Arbeitsschutz („Preußisches Regula-

tiv“ 1839: Verbot der Arbeit von Kindern unter neun Jahren, Beschränkung der Arbeitszeit 

der Neun- bis Fünfzehnjährigen auf zehn Stunden täglich). Der Schutz von Kindern ist im 

Laufe der Zeit um den Schutz vor Gewalt und Missbrauch erweitert worden und umfasst heu-

te auch den Schutz vor Vernachlässigung und den Schutz der seelischen Gesundheit (z.B. 

2000 das Gesetz zur gewaltfreien Erziehung). Während zunächst der Kinderschutz im familia-

len Raum im Fokus stand, machten vor allem die Runden Tische ‚Heimerziehung’ und ‚Kin-

desmissbrauch’ öffentlich, dass Kinder und Jugendliche auch in Institutionen der Jugendhilfe 

Gewalt und Missbrauch erfahren mussten. Seit 2012 regelt das Bundeskinderschutzgesetz, 

entsprechend u.a. dass Einrichtungen, in denen Kinder oder Jugendliche betreut werden, nur 

eine Betriebserlaubniserhalten, wenn sichergestellt ist, dass das Personal erweiterte Führungs-

zeugnisse vorlegt und geeignete Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren für Kinder und Ju-

gendliche zur Anwendung kommen. 

Kinderrechte als Recht auf Förderung: Seit Mitte des 19. Jahrhunderts wurde deutlich, dass 

für die Entwicklung der Kinder über den Schutz hinaus auch Förderung notwendig war. Die 

Schulpflicht, als Unterrichtspflicht im Jahr 1717 in Preußen eingeführt, musste damals gegen 

die weit verbreitete Kinderarbeit durchgesetzt werden und verband die Schutzperspektive mit 

der Förderung im Sinne schulischer Bildung. Der Gedanke einer durchgreifenden, über 

Schulbildung hinausgehenden Fördernotwendigkeit von Kindern, setzte sich erst in der zwei-

ten Hälfte des 19. Jahrhunderts insbesondere mit der „Erfindung“ des Kindergartens durch. 

Seit 1996 hat jedes Kind, welches das dritte Lebensjahr vollendet hat, bis zur Einschulung 

einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz (§ 24 Abs. 1 SGB VIII).Seit dem 1.8.2013 

haben auch alle Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahres einen Anspruch auf Förderung 

in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege (§ 24 Abs. 2 SGB VIII). Die ge-

sellschaftlich erachtete Fördernotwendigkeit weitet sich seit ca. 10 Jahren auch unter dem 

Begriff ‚Frühe Hilfen’ mit koordinierten Hilfsangeboten für Eltern und Kinder ab Beginn der 

Schwangerschaft und in den ersten Lebensjahren aus. Sie zielen darauf ab, Entwicklungsmög-

lichkeiten von Kindern und Eltern in Familie und Gesellschaft frühzeitig und nachhaltig zu 



verbessern und damit maßgeblich zum gesunden Aufwachsen von Kindern beitragen und de-

ren Rechte auf Schutz, Förderung und Teilhabe sichern (vgl. NZFH 2014). 

Kinderrechte als Partizipationsrechte: Eine dritte Etappe der „Entdeckung“ kindlicher Rechte 

bezieht sich auf die Beteiligung und Mitbestimmung an sie betreffenden Angelegenheiten. Die 

reformpädagogische Bewegung forderte bereits zum Ausgang des 19. Jahrhunderts eine radika-

le Bezugnahme auf die Subjekthaftigkeit von Kindern und das Ernstnehmen ihrer Meinungs- 

und Willensäußerungen. Deren Bemühungen wurden durch den Nationalsozialismus ein Ende 

gesetzt. Erst in Folge der durch die studentischen Protestbewegungen Ende der sechziger Jahre 

ausgelösten Demokratisierungsbestrebungen und verstärkt durch das Internationale Jahr des 

Kindes (1979) gewannen eigenständige Beteiligungsrechte von Kindern Gewicht. Mit der UN-

Kinderrechtskonvention erhielten Partizipationsrechte von Kindern (freie Meinungsäußerung, 

rechtliches Gehör, Versammlungsfreiheit, Informationsfreiheit etc.) eine rechtliche Grundlage. 

Wichtige Stationen der hiesigen Kinderrechtsentwicklung waren seitdem: 

• 1990: Kinder- und Jugendhilfegesetz mit dem für alle Aufgaben geltenden Grundsatz 

der „Beteiligung von Kindern“ (§8 SGB VIII). 

• 1992: Deutsche Ratifizierung der UN-Kinderrechtskonvention, nur unter ausländer-

rechtlichen Vorbehalten, nach denen das deutsche Ausländerrecht Vorrang vor Ver-

pflichtungen der Konvention hat. 

• 1996: Die Änderung der Gemeindeordnungen in Schleswig-Holstein und weiteren Bun-

desländern mit dem Auftrag an die Kommunen, Kinder und Jugendliche in geeigneter 

Weise an kommunalen Entscheidungen zu beteiligen. 

• 1998: Kindschaftsrechtsreform mit dem Recht des Kindes auf Umgang mit beiden El-

tern (§1684 BGB), dem Recht auf Beteiligung bzgl. der Wahrnehmung der elterlichen 

Sorge (§17 SGB VIII) oder dem Recht auf eine/n VerfahrenspflegerIn zur Wahrneh-

mung der kindlichen Interessen vor Gericht (§50 FGG; seit 2009 FamFG §158). 

• 2000: Das Gesetz zur Ächtung der Gewalt in der Erziehung stellt fest: Kinder haben 

ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzun-

gen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig. 

• 2009 ratifiziert Deutschland die UN-Behindertenkonvention, die die gleichberechtigte 

Teilhabe behinderter Menschen(kinder) am gesellschaftlichen Leben fordert und kon-

kretisiert. 

• 2010: Deutschland nimmt seine Vorbehaltserklärungen zur UN-

Kinderrechtskonvention zurück. Damit ist es nun Pflicht und Aufgabe aller deutschen 



Behörden und Gerichte, dem Gesichtspunkt des Kindeswohls als einem vorrangig zu 

berücksichtigenden Gesichtspunkt Geltung zu verschaffen, indem sie ihre Entschei-

dungspraxis an Abwägungs- und Begründungserfordernissen der Konvention ausrich-

ten (vgl. Cremer 2011). 

• 2014 tritt das dritte Fakultativprotokoll zur UN-Kinderrechtskonvention in Kraft, wel-

ches ein Individualbeschwerderecht regelt. D.h. Kinder und Jugendliche können sich 

bei Rechtsverletzungen direkt an den UN-Ausschuss für Kinderrechte wenden, vo-

rausgesetzt der nationale Rechtsweg wurde erfolglos durchschritten.  

Insgesamt kann die Geschichte der Kinderrechte als eine kumulative Entwicklung gezeichnet 

werden, in der nach dem Recht auf Schutz (protection) und dem Recht auf Förderung (promo-

tion) das Recht auf Beteiligung (participation) als dritte Säule kinderrechtlicher Bemühungen 

hinzu kam. Diese Entwicklung kann allerdings nicht als linearer Prozess verstanden werden, 

da die Umsetzung von Kinderrechten nach wie vor von Ungleichzeitigkeiten, Instrumentali-

sierungen und Missachtung geprägt ist.  

2.2  Konstruktionen von Kindheit und kinderpolitische Optionen 

Kinderrechte haben, das wurde in den vorausgegangenen Ausführungen deutlich, einen be-

sonderen Status, obwohl Kinder im Verhältnis zu Erwachsenen grundsätzlich gleichwertige 

Menschen sind. Das Bundesverfassungsgericht entschied 1968, dass Kinder „Wesen mit eige-

ner Menschenwürde und einem eigenen Recht auf Entfaltung ihrer Persönlichkeit im Sinne 

der Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Grundgesetz“ (BverfG 24, 119, 144) sind. Gleichzeitig sind Kin-

der aufgrund ihrer leiblichen und seelischen Entwicklung in ihrem Aufwachsen und Selbst-

ständigwerden physisch und psychisch auf Erwachsene angewiesen und haben ein Recht auf 

eine Entwicklungsphase. Entsprechend regelt das Grundgesetz, dass die Pflege und Erziehung 

das „natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht“ sind, über deren 

Betätigung die staatliche Gemeinschaft wacht (§ 6 Abs.2 GG, §1 Abs. 2 SGB VIII). Bereits 

diese beiden Rechtsquellen verdeutlichen, dass die rechtliche Subjektstellung der Minderjäh-

rigen in einem nicht auflösbaren Spannungsverhältnis zur Verantwortung der Eltern und des 

Staates für die Bedingungen des Aufwachsens von Mädchen und Jungen steht. 

Die Bewertung bzw. Interpretation dieses Spannungsverhältnisses prägt unterschiedliche 

Wahrnehmungsmuster von Kindheit. So wird schon die historische Entwicklung der Kind-

heit als exklusive Phase höchst unterschiedlich gesehen. Ariès bewertet die Geschichte der 

Kindheit als einen Prozess zunehmender Beherrschung und Objekthaftigkeit von Kindern. 



Nahmen Kinder im Mittelalter und der frühbürgerlichen Epoche eher unauffällig am Leben 

der Erwachsenen teil, seien sie durch die Familie und die Schule aus der Gesellschaft der 

Erwachsenen herausgerissen worden. „Die Besorgnis der Familie, der Kirche, der Moralis-

ten und der Verwaltungsbeamten hat dem Kind die Freiheit genommen, deren es sich unter 

den Erwachsenen erfreute“ (Ariès 1975, S. 562). Ganz anders interpretiert de Mause die 

Geschichte der Kindheit als eine zunehmende Befreiung des Kindes: „Die Geschichte der 

Kindheit ist ein Alptraum, aus dem wir gerade erst erwachen. Je weiter wir in die Geschich-

te zurück gehen, desto unzureichender wird die Pflege der Kinder, die Fürsorge für sie, und 

desto größer die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder getötet, ausgesetzt, geschlagen, gequält 

und sexuell missbraucht werden“ (de Mause 1977, S. 12). Er sieht die Befreiung in einem 

sich verändernden Erwachsenen-Kind-Verhältnis, in dem die Eltern zunehmend lernen, auf 

autoritäres Verhalten und Disziplinierung zu verzichten und Erziehung schließlich durch 

Beziehung zu ersetzen. Unterstreicht Ariès die Subjekthaftigkeit und Teilhaberechte von 

Kindern, knüpft de Mause die Realisierung der Kinderrechte deutlich an die Elternverantwor-

tung. 

Wenn die Kindheitsforschung heute vom Wandel der Kindheit spricht, dann ist damit ge-

meint, dass das typische Kindheitsmuster des 20. Jahrhunderts, im Sinne von Kindheit als 

einer geschützten Lebensphase des Spielens und Lernens, die auf das Erwachsensein vorbe-

reitet, die soziale Realität der Kinder aktuell nicht mehr trifft (vgl. hier und im Folgenden Ho-

nig 2009). Vielmehr erfährt Kindheit heute einerseits eine zeitliche Ausdehnung institutionali-

sierter Betreuung, Erziehung und Bildung und erodiert gleichzeitig angesichts der wachsen-

den Bedeutung des öffentlichen Raums, der medialen Erfahrungswelt, des Konsummarktes 

sowie des außerschulischen ‚Erwerb von kulturellem Kapital’. Kindheit als Schutz- und Vor-

bereitungsraum wandelt sich in eine eigenständige Lebensphase, die zwar auch ein Durch-

gangsstadium ist, aber vielmehr durch das gegenwärtige Kindsein zu charakterisieren ist. Ent-

sprechend werden Kinder sehr viel stärker als eigenständige Subjekte, als Akteure  wahrge-

nommen, die sich aktiv, kompetent und pragmatisch in ihrem Alltag in Familie, Betreuungs- 

und Bildungsinstitutionen sowie im öffentlichen und medialen Raum auseinandersetzen und 

ihre Entwicklung nicht unmaßgeblich selbst und in der sozialen Kinderwelt organisieren. In 

einer solchen Perspektive unterscheiden sich Kinder von der Welt der Erwachsenen nicht mehr 

durch einen „Entwicklungsrückstand“, sondern durch eine andere Gestalt ihrer Subjektivität. 

Das Paradigma der Entwicklung zum Erwachsenen wird ersetzt durch das Paradigma der Diffe-

renz zum Erwachsenen. Neben  diesem Paradigmawandel, der auf die Gleichwertigkeit von 

Kinder- und Erwachseneninteressen setzt (Kinder sind Gesellschaftsmitglieder von Geburt an), 



wirken auch weiterhin tradierte soziale Konstruktionen vom Kind mit den darin zum Ausdruck 

kommenden Machtverhältnissen fort. 

Kinderpolitische Optionen auf der Basis von Kindheitskonstruktionen: Unterschiedliche Kon-

struktionen von Kindheit führen zu unterschiedlichen Ansätzen und Schwerpunkten der poli-

tischen Umsetzung der Kinderrechte. Hierzu unterscheidet Lüscher (2003) idealtypisch fol-

gende kinderpolitischen Leitbilder und zielt damit auf eine prinzipielle Aufschlüsselung der 

generalisierenden Redeweise von Kinderpolitik und eine Annäherung an real beobachtbare 

Verhältnisse:  

•  In „Bemühung um Fürsorge und Anwaltschaft“ betont der erste Ansatz die spezifischen 

Bedürfnisse nach Erziehung und Schutz von Kindern und unterstreicht entwicklungsbeding-

te Unterschiede zwischen Kindern und Erwachsenen. Entsprechend liegen Schwerpunkte 

dieser kinderpolitischen Konzeption in der Forderung nach anwaltlicher Vertretung von 

Kinderinteressen z. B. Ombudspersonen, Kinderanwälte, Kinderbeauftragte oder Kinderbü-

ros.  

• Das zweite Leitbild „Bemühung um Emanzipation“ verweist auf die Subjekthaftigkeit von 

Kindern und sieht deren politischen Rechte prinzipiell gleichwertig zu denen Erwachsener. 

Eine demokratische Gesellschaft muss daher Mädchen und Jungen Wege der Beteiligung und 

Mitentscheidung innerhalb und außerhalb parlamentarischer Verfahren eröffnen z.B. durch 

Kinder- und Jugendparlamente, in Schulen durch SchülervertreterInnen, als Mitglieder von 

Ausschüssen oder auch z.B. eigenen Antragrechten auf Leistungen nach dem SGB VIII. 

• Das dritte Leitbild „Bemühung um eine Ökologie menschlicher Entwicklung“ zielt auf die 

Gleichwertigkeit von Kinder- und Erwachseneninteressen. Beteiligung ist nach diesem 

Konzept ohnehin Bestandteil jeder vernünftigen Erziehung, wobei „Vernunft“ insbesondere 

meint, dem „natürlichen“ Bestreben von Kindern nach Umwelt- und Selbstaneignung Raum 

zu geben. In diesem Modell – das auch im Zehnten Jugendbericht vertreten wird – bedeutet 

die Entwicklung von Kinderrechten, diese sowohl als Förderungsverpflichtung der Eltern 

und der staatlichen Gemeinschaft zu sehen, als auch Kindern die ihrem Alter angemessenen 

Selbstbestimmungs- und Beteiligungsrechte sowie geeignete Räume zur Übernahme von 

Verantwortung zu sichern. Politik für Kinder in diesem Sinne muss mit den aufgezeigten 

Spannungen zwischen Autonomiebestrebungen und Schutzbedürfnissen umgehen. An das 

sozialökologische Kinderpolitikmodell knüpfen damit alle jene Ansätze an, die auf kindge-

rechte Beteiligungsmodelle setzen und im Rahmen derer sich Erwachsene für die Belange 



von Kindern einsetzen, die Lebensverhältnisse mit Blick auf das Wohlergehen von Mädchen 

und Jungen analysieren und wirkungsvoll gestalten (vgl. Blandow/Gintzel/Hansbauer 1999). 

Von diesen Leitbildern grenzt Lüscher einen vierten Typ ab, den er mit dem Begriff „Miss-

achtung von Kindern“ als „schwarze“ Kinderpolitik charakterisiert. Diese Ansätze ignorieren 

Kinder und schreiben der Lebensphase Kindheit keinen besonderen Status zu. Dazu gehören 

politische Ansätze, die implizit oder explizit die Rechte von Kindern verletzen; sie instrumen-

talisieren oder billigend Verarmung und Verelendung von Kindern in Kauf nehmen. (vgl. 

Lüscher2003). 

3 Spannungsfelder der Kinderrechte 

Kinderrechte erzeugen Spannungsfelder zu anderen Rechten (z.B. zu den Elternrechten), er-

zeugen aber auch implizit Spannungsfelder (z.B. im pädagogischen Alltag zwischen fürsorg-

lichem Schutzbemühen und autonomieorientierter Beteiligung). 

3.1 Das Spannungsverhältnis zwischen Eltern- und Kinderrechten im SGB VIII 

Das SGB VIII unterstrich zunächst deutlich die Schutzwürdigkeit und entwicklungsbezoge-

nen Förderungsnotwendigkeiten von Kindern und betonte damit die Elternrechte (vgl. z.B. 

Münder 1999). Dies basiert im Kern auf der grundlegenden Formulierung des Grundgesetzes, 

die Eltern zunächst die rechtliche Vertretung der Kinder, natürlich auch die Verantwortung 

für ihre Förderung zuschreibt. So wurde in den Jahren nach der Verabschiedung des SGB VIII 

die sogenannte Elternlastigkeit durch den §8 SGB VIII (Beteiligung von Kindern an allen sie 

betreffenden Entscheidungen) gemindert, und auch über weitere Reformen Minderjährigen 

selbst unmittelbar mehr Rechte eingeräumt (z.B. §24 SGB VIII Anspruch auf einen Kinder-

gartenplatz, §35a Anspruch seelisch behinderter Kinder auf Eingliederungshilfe, § 8a Einbe-

ziehung von Kindern und Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung). Doch konnte „der 

Gesetzgeber das Spannungsverhältnis zwischen Eltern- und Kindesrechten im Bereich der 

Jugendhilfe (...) nicht lösen“ (Münder 1999, S. 7). Münder vertrat auch die Auffassung, dass 

der Ausgleich dieses Spannungsverhältnisses auf der Gesetzesebene nicht prinzipiell zu reali-

sieren ist, da die völlige Gleichstellung von Kindern und Erwachsenen weder sachlich zu be-

gründen noch praktisch durchzusetzen ist. Bzgl. der rechtlichen Stellung von Kindern wurde 

die Aufgabe darin gesehen, das Spannungsverhältnis auf verschiedenen konkreten Ebenen 

konstruktiv zu gestalten. Dazu gehört: 

• die stärkere Berücksichtigung des Kindeswillens in den jeweiligen Einzelentscheidungen in 

Gerichts- und Verwaltungsverfahren (vgl. Münder 1999, S. 11), 



• die Schaffung weiterer Teilmündigkeiten für Mädchen und Jungen analog zur kommunalen 

Wahlberechtigung von 16-Jährigen in einigen Bundesländern, 

• die Formulierung von Antragsrechten für Jugendliche im SGB VIII entsprechend zum §36 

SBG I1, 

• die strukturelle Verankerung der Beteiligung in kommunalen Hilfeplanrichtlinien sowie die 

Umsetzung der gesetzlich formulierten Beteiligungsrechte im Alltag von Kindern und Ju-

gendlichen in pädagogischen Einrichtungen, im Stadtteil und in der Kommune 

• die Verankerung von Kinderrechten im Grundgesetz. 

 

Trotz Stärkung der Kinderrechte sind Kinder und Erwachsene zwar gleichwertig, aber in Poli-

tik, Recht und Öffentlichkeit keineswegs gleich mächtig. Nach wie vor gilt die Feststellung, 

dass Kinder und Familien mit „struktureller Rücksichtslosigkeit“ konfrontiert sind (vgl. 

Kaufmann 2005, S. 152ff.). Dies bedeutet, dass in Wirtschaft, Politik und Öffentlichkeit die 

jeweilige Logik des Teilsystems dominiert und die besonderen Belange und Interessen von 

Kindern, Jugendlichen und Familien systematisch vernachlässigt werden. Damit setzt sich 

eine starke Tendenz durch, die Belange von Kindern bzw. des Kindeswohls im Falle des Auf-

tretens von Interessenskollisionen zu marginalisieren. Insbesondere durch die Forderung der 

Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz soll den Prozess der umfassenden Veranke-

rung der Kinderrechte in den unterschiedlichen Anwendungsbereichen forciert werden. 

3.2 Kinderrechte in der Spannung zwischen pädagogischer Maxime und echter 

Beteiligung 

Mit der Konkretisierung von Beteiligungsrechten wird eine Auseinandersetzung um das pä-

dagogische Selbstverständnis von Erwachsenen notwendig. Während im pädagogischen Han-

deln, das sich auf Schutz- und Fördermotive begrenzt, immer die Gefahr besteht, Kinder und 

Jugendliche zu Objekten besserer oder wohl gemeinter Absichten zu machen (vgl. Gruschka 

1988), bringt die Erweiterung um die Dimension der „participation“ eine größere Chance mit 

sich, Erziehung als intersubjektiven Prozess zu praktizieren. Die Meinungen, Wünsche und 

Willensäußerungen von Kindern sind eigenwertig und können nicht unbegründet und nicht 

ohne reguläre Verfahren übergangen werden. Im Erziehungsalltag deutet sich dieser Trend 

seit längerem an: „Es gibt im Umgang von Erwachsenen mit Kindern eine Tendenz vom Be-

fehlen und Gehorchen zum Verhandeln. (...) Kinder dürfen heute umfassender mitreden und 

von den Erwachsenen Begründungen für ihre Gebote und Verbote einfordern“ (Wolf 2000, S. 

 
1 §36 Abs. 1 SGB I: „Wer das fünfzehnte Lebensjahr vollendet hat, kann Anträge auf Sozialleistungen stellen und verfolgen 

sowie Sozialleistungen entgegennehmen.“ 



15). Diese Entwicklung verläuft durchaus ungleichzeitig, auch heute gibt es Kinder, die här-

teste Drangsalierungen durch Erwachsene erleben. Wolf macht allerdings auch darauf auf-

merksam, dass mit der Verlagerung auf eine Verhandlungsstrategie Machtunterschiede zwi-

schen Kindern und Erwachsenen nicht generell nivelliert, sondern tendenziell von den Kin-

dern internalisiert werden. Dabei besteht die Gefahr, dass der äußere Erziehungsdruck über 

Gebühr auf die innere Gewissensebene der Kinder verlagert wird. Beteiligung als Prämisse 

pädagogischen Handelns verlangt Reflexivität und „Verständigung als professionelle Aufga-

be“ (ebd. S. 17), d.h. es gilt danach zu fragen, wie Kinder pädagogische Arrangements erle-

ben, wie sie das, was Erwachsene tun, interpretieren und welche eigenen Gestaltungsmög-

lichkeiten sie sehen. Insgesamt lässt sich Beteiligung allerdings nicht nur auf die Beziehungs-

ebene reduzieren (nach dem Motto: es reicht, wenn Kinder im Kontakt mit Erzieher/innen 

ernst genommen werden), vielmehr ist gleichzeitig die Schaffung praktikabler Partizipations-

verfahren und -ansätze (parlamentarische Formen wie z.B. Kinderräte, offene Formen wie 

z.B. Foren oder projektorientierte Formen zu bestimmten Themen sowie Beschwerdeverfah-

ren) in allen pädagogischen Zusammenhängen unabdingbar (vgl. Kriener 1999). 

3.3 Kinderrechte im Spannungsfeld zwischen der Wahrnehmung von Rechten 

und der Übernahme von Verantwortung 

Nach wie vor kommt die Frage der Verantwortlichkeit von Kindern und Jugendlichen in der 

Fachdiskussion zu kurz: „Angesichts der Bedeutung, die die Bereitschaft und Fähigkeit der 

nachwachsenden Generation zur Übernahme von Verantwortung zukommt, ist es erstaunlich, 

wie wenig dieses Thema in den Wissenschaften, die sich mit der Entstehung von Handlungs-

fähigkeit beschäftigen, vorkommt“ (BMFSFJ 1998, S. 144f.). 

Die Frage nach Übernahme von Verantwortung bzw. Pflichten wird oftmals eher apologetisch 

einer konservativen Wertepädagogik zugerechnet und diskreditiert. Dabei suggeriert der Be-

griff der „Pflicht“ pseudo-objektive Werte und Normen, gegen die sich Kinder, Jugendliche 

und viele Erwachsene (mit Recht) auflehnen. Verantwortung meint in unserem Verständnis 

viel mehr die Bejahung und die Bereitschaft, für die Konsequenzen des eigenen Handelns und 

der eigenen Willensäußerungen einzustehen, sofern die Rahmenbedingungen dies ermögli-

chen, zulassen oder sogar begünstigen. Dass es nicht darum gehen kann, Kindern und Jugend-

lichen Verantwortlichkeiten aufzubürden, mit denen Erwachsene sich entlasten wollen, ist 

evident (vgl. BMFSFJ 1998, S. 144f.). Genauso sollen Kindern und Jugendlichen „verantwor-

tungsfreie“ Spiel- und Lebensbereiche verbleiben. 



Zu wachsenden Partizipationsräumen und ihrer positiven Ausgestaltung gehört essentiell da-

zu, dass Mädchen und Jungen in dem jeweils geschaffenen Rahmen Verantwortung überneh-

men können, ihnen Verantwortlichkeit zugetraut und zugemutet wird. Dies ist entscheidend 

für ihre weitere Entwicklung, weil die Voraussetzungen zu verantwortlichem Handeln vor 

allem dadurch erworben werden, dass Gelegenheiten bestehen, verantwortlich zu handeln. 

Hierzu gibt es in der konkreten Lebenswelt vielfältige Ansätze und Möglichkeiten, und alle 

praktischen Erfahrungen zeigen, dass Kinder und Jugendliche unter geeigneten Bedingungen 

bereit sind, Verantwortung zu übernehmen. Dazu gehört, dass Beteiligungsangebote bzw. 

Verantwortungsräume an der Lebenswelt, d.h. an den konkreten Erfahrungen und Anliegen 

der Mädchen und Jungen ansetzen, dass sie zeitlich überschaubar sind und möglichst konkrete 

Realisierungschancen haben und dass sie alters-, geschlechts- und kulturspezifische Formen 

und Methoden verwenden. Jugendhilfe wird mit der konsequenten Realisierung von Beteili-

gung – verstanden als zunehmende Übernahme von Verantwortung – dem Anspruch gerecht, 

Kinder und Jugendliche als Subjekte ihrer Entwicklung zu verstehen. Für Mädchen und Jun-

gen gibt es Freiräume, in denen sie Verantwortung übernehmen können, z.B. in der Familie 

(z.B. bzgl. Regeln oder Aufgaben), im Kindergarten (z.B. Zeit für eigene Spielpräferenzen, 

Kinderversammlungen), in der Jugendarbeit (z.B. Angebotsgestaltung), in der Erziehungshilfe 

(z.B. Regeln im Betreuungsalltag, Heimräte) oder im kommunalen Bereich (z.B. Stadtteil- 

oder Spielflächengestaltung). 

4 Kinderrechte im Fokus aktueller Debatten und Entwicklungen 

Insgesamt steht die Entwicklung der Kinderrechte heute an einem Punkt, bei dem es nun das 

dringlichste Anliegen ist, die bestehenden rechtlichen Vorgaben und Orientierungen in allen 

möglichen Handlungsfeldern umzusetzen, denn das Recht stellt kein umfassendes normatives 

System der Gesellschaft dar und ist somit kein Ersatz für konkretes Handeln in Politik, Ju-

gendhilfepraxis und vielen weiteren Handlungsfeldern.  

4.1 Kinderrechte ins Grundgesetz 

In Bezug auf die rechtliche Weiterentwicklung von Kinderrechten ist ihre verfassungsrechtli-

che Verankerung, wie sie der vierzehnte Kinder- und Jugendbericht und die National Coaliti-

on fordern, weiter zu verfolgen (vgl. National Coalition 1999; BMFSFJ 2013). Dies erscheint 

eine folgerichtige Konsequenz der durch die Rücknahme der Vorbehaltserklärung nun voll-

ständigen Gültigkeit der UN-Kinderrechtskonvention in Deutschland. Auch wenn die Auf-

nahme eines entsprechenden Passus in das deutsche Grundgesetz keine De-facto-Neuerung 



bringt, dient sie der symbolischen und nachdrücklichen Klarstellung der Tatsache, dass 

Grundrechte auch für Mädchen und Jungen gelten und dass sie einen gleichwertigen gesell-

schaftlichen Status haben. „Um den Prozess der umfassenden Verankerung der Kinderrechte 

in den unterschiedlichen Anwendungsbereichen zu forcieren und um den Rechtsrahmen in 

Deutschland den menschenrechtlichen Entwicklungen der letzten Jahre anzupassen, ist die 

Einfügung von Kinderrechten auch in das Grundgesetz geboten, nachdem solche bereits in die 

Mehrzahl der Landesverfassungen Eingang gefunden haben“ (BMFSFJ 2013: 378). Als Ge-

geneinwand wird häufig die Auffassung vertreten, dass es sich dabei um eine lediglich sym-

bolische Handlung gehe, da die Kinderrechte in Deutschland schon genügend berücksichtigt 

seien. „Die Rechte von Kindern werden von den im Grundgesetz enthaltenen Grundrechten in 

Verbindung mit den vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Leitlinien vollständig ge-

wahrt“ (BMFSFJ 2013 - Stellungnahme der Bundesregierung: 15). Hierfür werden vielfältige 

Belege angeführt. Demgegenüber vertritt die Berichtskommission die Auffassung, dass eine 

Aufnahme der Kinderrechte ins Grundgesetz an vielen Stellen Rückenwind für konkrete Ver-

besserungen geben würde. „Zudem hätte eine Aufnahme von Kinderrechten in das Grundge-

setz die Konsequenz, dass Gesetze, die für die Gestaltung der Lebensverhältnisse von Kindern 

und Jugendlichen von Bedeutung sind, von ihrem Recht auf Entwicklung zu einer eigenver-

antwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit her zu konzipieren wären“ (a.a.O.: 

378). 

4.2 Kinderrechte als Querschnittsperspektive im öffentlichen Handeln 

Um Kinderrechte umfassend zur Realisierung zu bringen, ist eine Kinder- und Jugendpolitik 

notwendig, die   über ihre eigentlichen Aufgaben hinaus auch immer eine Querschnittsfunkti-

on übernimmt, indem sie kinderbezogene Gesichtspunkte in anderen Politikbereichen wie z.B. 

der Stadtplanung, Verkehrs-, Arbeitsmarkt-, Sozial-, Bildungs-, Umwelt-, Kultur- und Ge-

sundheitspolitik zur Geltung bringt. „Jugendhilfe soll (...) dazu beitragen, positive Lebensbe-

dingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche 

Umwelt zu erhalten oder zu schaffen“ (§1 Abs. 3.4).  

Ein weiterer Schritt zur Realisierung der Kinderrechte als Querschnittsaufgabe ist der Art. 3 

der UN-Kinderrechtskonvention, der die vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohls für 

Rechtsprechung und Verwaltungsvorgänge vorschreibt. „Das gesamte gesetzgeberische Han-

deln in Bund, Ländern und Gemeinden muss eine Folgenabschätzung für die nachwachsende 

Generation vornehmen“ (National Coalition 1999, S. 6). Gerichte haben in allen Kinder be-

treffenden Entscheidungen ihr Ermessen unter Berücksichtigung des Kindeswohlvorrangs 



auszuüben. Öffentliche Verwaltungen sind gehalten, in allen Planungen und Entscheidungen 

transparent zu dokumentieren, in welcher Weise sie Kinderinteressen vorrangig berücksichtigt 

haben. Hier ist insbesondere die Sozialpolitik gefragt, die mit ihren Kernbereichen sozialer 

Sicherung, Arbeitsmarktpolitik, Sozialhilfe, Familien-, Bevölkerungs- und Wohnungspolitik 

zentralen Einfluss auf Lebensbedingungen und Teilhabechancen von Mädchen und Jungen 

hat.  

4.3 Von der kommunalen Kinderpolitik zu Bündnissen für Familien 

In vielen Kommunen in Deutschland wurden und werden Organisationsformen entwickelt, 

um die Vertretung der Rechte und der Interessen von Kindern und Jugendlichen zu institutio-

nalisieren. Das von der UN festgesetzte Jahr des Kindes löste diese Entwicklung 1979 maß-

geblich aus. Die Aktivitäten hatten zum Ziel, feste Institutionen der Kinderpolitik zu schaffen. 

Hier nur einige Beispiele: 

• Die Stadt Herten startete 1978 im Vorfeld des „Jahr des Kindes" die „Aktion Kinderfreund-

liche Stadt" und richtete dazu die „Geschäftsstelle Kinderfreunde" ein. Diese Geschäftsstelle 

ist einer der Vorläufer der heutigen Kinderbüros. Sie wirkte in den achtziger Jahren überregi-

onal als Vorbild.  

• Die Arbeiterwohlfahrt in Düsseldorf stellte 1979 eine Kinderanwältin ein, die unter dem 

Namen und mit dem Kostüm „Till Eulenspiegel" in der Stadt tätig wurde. Neben aufsuchen-

der Kontaktaufnahme und Beratung für Kinder und Eltern wurden vielfältige Projekte zum 

Thema „kinderfreundliche Stadt" entwickelt (Schubert 1993; http://www.awo-

duesseldorf.de/jugendliche/till-eulenspiegel/).  

Diese Entwicklung mündete Ende der achtziger Jahre in vielfältige Aktivitäten zur Einrich-

tung von Kinderbüros und Stellen für Kinderbeauftragte auf kommunaler Ebene, aber in eini-

gen Bundesländern auch auf Landesebene  und zur Einrichtung der Kinderkommission des 

Deutschen Bundestages (1987). Nach einer Studie des Deutschen Jugendinstituts gab es 1998 

in etwa 30 % der Kommunen in Deutschland besondere Formen der Kinderinteressenvertre-

tung durch Erwachsene (DJI 1999, S. 50). In den letzten 10 bis 15 Jahren hat sich diese Ent-

wicklung konsolidiert. Während viele Projekte, Maßnahmen und Einrichtungen aufgrund von 

Befristungen auch wieder von der kinderpolitischen Landkarte verschwunden sind, spricht 

Frädrich 2012 von 100 Kommunen in Deutschland, die eigene Kinderinteressenvertretungen 

organisieren (hib 2012). Allerdings ist mit Liebel/Masing (2013: 507) festzustellen, dass es 



„an neueren repräsentativen Bestandsaufnahmen und Analysen der tatsächlichen Praxis und 

Wirksamkeit der Kinderinteressenvertretungen durch Erwachsene“ fehlt. 

Seit den Studien von Muchow (Muchow/Muchow 1978; erstmals 1935 erschienen) haben sich 

immer wieder Stadtplanerinnen und Stadtplaner intensiv um die Belange von Kindern in ih-

rem Fachgebiet gekümmert und dafür Methoden der Beteiligung erarbeitet. „Eine der Haupt-

forderungen bestand darin, Strategien einzulösen, mittels derer Stadtplanung auf die Lebens-

wirklichkeit von Kindern bezogen wird und die dazu beitragen, ihre Interessen an einer le-

benswerten Stadt zu einem Leitbild von Planungen zu machen" (Apel/Pach 1997, S. 23).  

Diese Einsichten haben zu Aktivitäten städtischer Kinderbeauftragter, Kinderbüros und einer 

Reihe von Jugendämtern geführt, mit denen unter methodischen, strategischen und substanti-

ellen Gesichtspunkten gezeigt worden ist, wie die räumliche Lebensumgebung von Kindern 

unter ihrer Einbeziehung positiv beeinflusst werden kann (vgl. Bartscher 1998). Stadtraumbe-

zogenes Denken und Handeln ist bis heute allzu sehr auf den Aspekt der Spielraumentwick-

lung reduziert, ist stattdessen in alle Arbeitsbereiche der Jugendhilfe zu integrieren. Dies er-

fordert eine Verknüpfung der Wohnumfeld- und Lebensraumgestaltung mit der Sozial- und 

Jugendhilfeplanung. „Mit dem neuen, vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

geförderten Projekt „Kinderfreundliche Kommune“ werden Kommunen darin unterstützt, vor Ort zu prüfen, 

in welchen Bereichen bereits kinder- und jugendfreundliche Bedingungen vorliegen und wo weiterer Hand-

lungsbedarf besteht“ (BMFSFJ 2013: 4). In der Tradition der o.g. Planungsakteure steht der Verein 

„Kinderfreundliche Kommunen“, der aktuell sechs „Pilotkommunen“ begleitet, um kommu-

nale Strategien für mehr Kinderfreundlichkeit zu entwickeln umzusetzen 

(www.kinderfreundliche-kommunen.de). 

In den Aktivitäten der unterschiedlichen Interessenvertretungen spiegeln sich jeweils die kin-

derpolitischen Optionen wieder, die sich aus dem jeweiligen Kindheitsverständnis ableiten 

(vgl. Kap. 2.): Unter dem Paradigma „Bemühung um Fürsorge und Anwaltschaft“ kristalli-

sierten sich Kinderanwälte, Ombudsschaften und vergleichbare Modelle heraus. Mit dem 

„Bemühen um Emanzipation“ liegt der Schwerpunkt auf den vielfältigen Partizipationsmodel-

len (Kindersprechstunden, Kinder- und Jugendparlamente, Beteiligungsprojekte). Unter dem 

Leitbildung des „Bemühens um eine Ökologie menschlicher Entwicklung“ werden entspre-

chende Ansätze verknüpft; gleichzeitig entwickeln sich darüber hinausgehende Verfahren z.B. 

einer Kinderinteressensprüfung im Rahmen von Stadtplanung (vgl. Bartscher 1998). 

Seit ca. 15 Jahren wird diese Entwicklung ergänzt, teilweise überlagert durch die Entwicklung 

von Strategien für mehr Familienfreundlichkeit. Seit 2004 schafft das Programm „Lokale 



Bündnisse für Familien“ des BMFSFJ eine Plattform für diese Politikstrategie mit bis heute 

670 Standorten (www.lokale-buendnisse-fuer-familie.de). Ob dies immer im Interesse von 

Kindern und Jugendlichen ist, wenn entsprechende Akteure diesen Paradigmawechsel voll-

ziehen, muss immer wieder auch kritisch hinterfragt werden. Wenn es um wirtschaftliche 

Standortfaktorfragen, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, den Ausbau von Kindertages-

betreuung unter Vernachlässigung von Qualitätsaspekten und nicht zuletzt das Ausreizen von 

„Randzeitenbetreuung“ geht, muss dies nicht immer im Interesse von Kindern sein. 

4.4 Kinderrechte im familiären Kontext und in Institutionen 

Das Spannungsverhältnis der Rechte von Eltern und Kindern spiegelt sich im Alltag von Fa-

milien wieder. Der Zuwachs von zugestandener bzw. erkämpfter Autonomie von Kindern und 

Jugendlichen ist das Ergebnis von mehr oder weniger gelingenden Erziehungsstrategien, bei 

denen das Pendel im aktuellen Selbstverständnis vieler Eltern ins Gegenteil vergangener auto-

ritärer machtorientierter Beziehungsgestaltung ausschlägt. Der Fokus vieler Eltern auf eine 

aktive Autonomieunterstützung kann möglicherweise zu einer Unterentwicklung gemeinwe-

senorientierter Verhaltensweisen führen, wie Keller dies im interkulturellen Vergleich von 

Erziehungskonzepten zeigt (vgl. Keller 2011) und wogegen Winterhoff zumindest teilweise 

zu Recht polemisiert (Winterhoff 2009). Einzuordnen ist die Diskussion in den Prozess der 

Stärkung der Rechte von Kindern im familiären Kontext in den letzten 30 Jahren: 

• Mit einer zunehmenden Bedeutung von Trennungen und Scheidungen von Eltern wurde mit 

der Kindschaftsrechtsreform1998 das Recht des Kindes auf Umgang mit beiden Eltern 

(§1684 BGB), das Recht auf Beteiligung bzgl. der Wahrnehmung der elterlichen Sorge (§17 

SGB VIII) oder das Recht auf eine/n VerfahrenspflegerIn zur Wahrnehmung der kindlichen 

Interessen vor Gericht (§50 FGG) gestärkt (vgl. Kap. 2.1). 

• In der Folge „entwickelte sich immer stärker die Notwendigkeit, sowohl in der beraterischen 

Praxis der Kinder- und Jugendhilfe als auch im familiengerichtlichen Verfahren kindswohl-

dienliche und somit konsensuale Umgangs- und Sorgeregelungen zu finden“ (BMFSJ2013: 

263). Mit dem 2009 in Kraft getretenen „Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und 

in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ (FamFG) wurden einige Elemente 

im Verfahren implementiert, die möglichst einvernehmliche Regelungen für die gemeinsa-

me elterliche Sorge unterstützen; insbesondere die Verfahrensbeschleunigung (§ 155 Fa-

mFG), das Hinwirken auf Einvernehmen (§ 156 FamFG) aller beteiligten Professionen so-

wie die Möglichkeit, Beratung zu empfehlen oder sogar anzuordnen (ebd.). Hintergrund ist 

hier die Tatsache, dass insbesondere hoch zerstrittene Eltern im Kampf um ihre jeweiligen 



Interessen, die oftmals mit den Interessen der Kinder begründet werden, kindliche Entwick-

lung und Kinder in ihren Rechten mehr oder weniger offen einschränken. Erbittert wird 

auch unter den Fachleuten gestritten, ob in den strittigen Fragen der Wille des Kindes, den 

dieses äußert, anzuerkennen ist, oder ob zu seinem Wohl Konstruktionen angewandt wer-

den, um zu erklären, dass eine Entscheidung gegen seinen Willen zu seinem Besten ist. 

„Zahlreiche Urteile sprechen sich für eine Befolgung des Kindeswillens aus, auch wenn die-

ser erkennbar manipuliert wurde; nicht weniger Entscheidungen plädieren für das genaue 

Gegenteil. Beide Seiten haben gute Argumente für sich, aber auch gegen sich, wobei es von 

Seiten der Experten wenig Hilfen gibt, da dieselbe Polarisierung auch dort anzutreffen ist“ 

(Behrend 2009: 31).  

• Das Gesetz zur Ächtung der Gewalt in der Erziehung 2000 (§ 1631 BGB) stellt fest: Kinder 

haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzun-

gen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig. Zur Umsetzung der verbesser-

ten Rechtsstellung von Kindern in Familien sollen, so wurde vor allem in Verbindung mit 

dem Gewaltverbot in der Erziehung klargestellt, die Beratungs- und Bildungsangebote in-

tensiviert werden. „Sie sollen dazu beitragen, dass Mütter, Väter und andere Erziehungsbe-

rechtigte ihre Erziehungsverantwortung besser wahrnehmen können. Sie sollen auch Wege 

aufzeigen, wie Konfliktsituationen in der Familie gewaltfrei gelöst werden können“ (§16 

Abs. 1 SGB VIII). 

• Ein weiterer wichtiger Schritt wird 2011 getan, um den Schutz von Kindern gesellschaftlich 

besser gewährleisten zu können. So konkretisiert der Gesetzgeber den staatlichen Wächter-

auftrag zum Schutz von Kindern durch ein „Bundeskinderschutzgesetz“, das eine Fülle von 

Ansatzpunkten definiert. So werden u.a. 

o frühe Hilfen und verlässliche Netzwerke im Kinderschutz gesetzlich verankert; 

o mehr Handlungs- und Rechtssicherheit für die Akteure im Kinderschutz ge-

schaffen, und dies nicht nur innerhalb der Jugendhilfe, sondern auch für andere 

Berufsgruppen, die professionell mit Kindern und Jugendlichen zu tun haben. 

o Handlungsrechte von Kindern und Jugendlichen gestärkt (z.B. verbindliche 

Beteiligungsverfahren und Beschwerdemöglichkeiten in Einrichtungen der Ju-

gendhilfe; eigenständiger Beratungsanspruch in Notsituationen). 

Alle genannten rechtlichen Verbesserungen und die Bemühungen um eine tragfähige präven-

tive Arbeit mit Eltern und Familien tragen der Tatsache Rechnung, dass einerseits nach wie 

vor der familiäre Kontext die elementaren Bedingungen eines gelingenden Aufwachsens 



schafft, und dass gleichzeitig die Kompetenzen der wichtigsten Bezugspersonen - der Eltern - 

prekär geworden sind, aufgrund vielfältiger gesellschaftlicher Anforderungen und Belastun-

gen. „Es geht daher, wenn man so will, um die "Bemächtigung" von Familien, also deren ver-

besserte Befähigung zur Eigenverantwortung. (…)Dabei muss man Eltern aber überhaupt 

auch erst befähigen, diesem Recht und dieser Pflicht aufgrund ihrer Kompetenz auch tatsäch-

lich nachzukommen, sprich: Eltern in Sachen Erziehungs- und Bildungsort vom "Wollen" 

zum "Können" zu bringen"(Rauschenbach 2009: 133). Unter dem Leitbild einer „Bildungs- 

und Erziehungspartnerschaft“ gibt es heute vielfältige Ansätze einer Kooperation auf Augen-

höhe, die Eltern in Bildungsinstitutionen einbeziehen und ihnen von Beginn an die notwendi-

ge Beratung, Unterstützung und Bildung zukommen lassen (vgl. Bartscher 2011; Stange u.a. 

2012). 

4.5 Kinderrechte für Mädchen und Jungen 

Auch wenn eine dezidiert geschlechtsbezogene Perspektive in der Jugendhilfe rückläufig zu 

sein scheint (vgl. Bitzan/Bütow 2010), muss sich die Realisierung der Kinderrechte an der 

tatsächlichen Wirkung und an der tatsächlichen Gestaltungskraft für die jeweiligen Lebens-

welten von Kindern messen lassen. Die geschlechtsneutral formulierten Rechte lassen die 

geschlechtshierarchischen Strukturen und die unterschiedlichen Lebens- und Problemlagen 

von Mädchen und Jungen zumindest rechtlich zunächst außer Acht. Sie müssen in Verbin-

dung mit dem Diskriminierungsverbot sozusagen nachträglich eingelesen werden. In Bezug 

auf die Realisierung von Kinderrechten stellt sich für Fachkräfte die Anforderung, die Kinder-

rechte vor dem Hintergrund der Wünsche und Bedürfnisse und der realen Lebens- und Prob-

lemlagen von Mädchen und Jungen zu überprüfen und entsprechende Strategien zu identifi-

zieren (vgl. Rosenbauer 2014). So verweisen Mädchenarbeiterinnen ungebrochen darauf, dass 

Mädchen Gewalt überwiegend innerfamilial erfahren und deshalb spezifische Angebote wie 

z.B. Zufluchten benötigen (vgl. FEM 2000). Ebenso zeigt ein Blick auf die Anlässe von Hil-

fen zur Erziehung, dass diese bei Mädchen im wesentlichen familiale Problematiken, Bezie-

hungskonflikte und selbstgefährdendes Verhalten sind (vgl. Hartwig 2008). Die Verstrickung 

in familiale Konflikte und die starke Übernahme familialer Verantwortung stellen für Mäd-

chen und junge Frauen nach wie vor starke Belastungsmomente dar und erschweren die Ent-

wicklung eines eigenen Lebensentwurfs(vgl. Rosenbauer 2014). Jungen werden eher durch 

riskantes, aggressives Verhalten sowie durch Schulprobleme auffällig, die auch Ausdruck der 

Herausforderungen und Belastungen der geschlechtlichen Identitätsfindung für Jungen sowie 

der Erfahrung des Scheiterns am tradierten Männlichkeitsideal sind, weil vielfach nicht er-



reichbar oder die Orientierung daran im schulischen und beruflichen Kontext dysfunktional ist 

(ebd.).Die Umsetzung der Kinderrechte vor dem Hintergrund geschlechtsspezifischer Lebens- 

und Problemlagen von Mädchen und Jungen ist ein Prüfstein dafür, ob die Diskussion um 

Kinderrechte eher legitimatorischen Wert für politische Debatten hat oder ob sie tatsächlich 

auf die Sicherung und Schaffung ausreichender kindlicher Lebenswelten und Bedingungen 

für gelingendes Aufwachsen zielt. 

4.6 Kinderrechte für zugewanderte Kinder 

Ebenfalls schreibt der Artikel 2 (Diskriminierungsverbot) der Kinderrechtskonvention u.a. 

vor, die Rechte der Kinder unabhängig ihrer Rasse, Herkunft oder Behinderung zu achten. 

Tatsächlich sind Kinder in Familien mit Migrationserfahrungen grundsätzlich benachteiligt, 

wie die National Coalition in ihrer Stellungnahme zum Weltkindergipfel nachdrücklich fest-

stellt (vgl. National Coalition 2000). Besonders Kinder ohne deutschen Pass sind Einreisebe-

schränkungen und einer verschärften Ausweisung bei Straffälligkeit oder bei Inanspruchnah-

me von Hilfen zur Erziehung unterworfen, die es dringend aufzuheben gilt. Trotz der Zurück-

nahme der deutschen Vorbehalte hat sich die Situation minderjähriger unbegleiteter Flücht-

linge noch nicht grundlegend verbessert, was u.a. auch daran liegt, dass die Aufhebung der 

Verfahrensmündigkeit ab 16 Jahren, die der Koalitionsvertrag von 2013 ankündigt, noch im-

mer nicht umgesetzt worden ist. Für Schul- und Betreuungsangebote ist ein Mangel eines 

strukturell verankerten interkulturellen Ansatzes festzustellen. Von allen Institutionen, die 

Kinder betreuen, pflegen, fördern und bilden, ist die Entwicklung eines generellen bildungs-

politischen und antirassistischen Konzeptes zum Umgang mit internationaler Mobilität und 

kultureller Vielfalt zu fordern (vgl. ebd.).  

4.7 Kinderrechte für Kinder mit Behinderungen 

Die UN-Behindertenrechtskonvention (2006 beschlossen, 2009 in Deutschland in Kraft getre-

ten) hat deutlich unterstrichen, dass die Menschen- und Grundrechte auch für alle Menschen 

mit Behinderungen gelten und geltend gemacht werden müssen. Sie formuliert eine Reihe von 

expliziten Rechten von Kindern mit Behinderungen Häufig wird zu schnell auf eine generali-

sierte Inklusionsdebatte oder auf Fragen der rechtlichen, finanziellen oder organisatorischen 

Umsetzung abgestellt und weniger die Punkte der expliziten Befassung der Konvention mit 

den Rechten behinderter Kinder in den Blick genommen, daher hat Norbert Struck diese 

Rechte konkret zusammengestellt: 



- „Art. 7: Kinder mit Behinderungen u.a. mit dem Recht auf behinderungsgerechte und 

altersgemäße Hilfen zur Verwirklichung ihres Rechts auf freie Meinungsäußerung. 

- Art. 8 Abs. 2b: die Förderung einer respektvollen Einstellung gegenüber Kindern mit 

Behinderungen auf allen Ebenen des Bildungswesens – von früher Kindheit an 

- Art. 16 Abs. 5: Die Verpflichtung der Vertragsstaaten zu wirksamen Rechtsvorschrif-

ten und politischen Konzepten zum Schutz auch von Kindern mit Behinderungen vor 

Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch 

- Art. 18 Abs. 2: Das Recht, unverzüglich nach der Geburt in ein Register eingetragen 

zu werden, das Recht auf einen Namen von Geburt an, das Recht eine Staatsangehö-

rigkeit zu erwerben und – soweit als möglich – das Recht ihre Eltern zu kennen und 

von ihnen betreut zu werden 

- Art. 23 Abs.3: das Recht auf Familienleben und darauf, dass das Verbergen, Ausset-

zen usw. verhindert wird. Dazu sollen Kindern mit Behinderungen und ihren Familien 

Informationen, Dienste und Unterstützung zur Verfügung gestellt werden. 

- Art. 23 Abs. 4: Kein Kind darf nur aufgrund seiner Behinderung oder einer Behinde-

rung seiner Eltern von den Eltern getrennt werden. 

- Art. 23 Abs. 5 verlangt, dass für Kinder mit Behinderungen, die nicht in ihrer Familie 

leben können, zunächst nach Möglichkeiten der Betreuung im weiteren Familienum-

feld gesorgt wird und wenn auch dies nicht möglich ist, innerhalb der Gemeinschaft in 

einem familienähnlichen Umfeld zu gewährleisten‘. 

- Art. 24 Abs. 2a verlangt, dass ‚Kinder mit Behinderungen nicht aufgrund von Behin-

derung von unentgeltlichen und obligatorischen Grundschulunterricht oder vom Be-

such weiterführender Schulen ausgeschlossen werden‘ dürfen 

- Art. 24 Abs. 3c verpflichtet die Vertragsstaaten sicherzustellen, dass insbesondere 

blinden, gehörlosen oder taubblinden Kindern Bildung in den Sprachen und Kommu-

nikationsformen und mit den Kommunikationsmitteln, die für den Einzelnen am bes-

ten geeignet sind, sowie in einem Umfeld vermittelt wird, das die bestmögliche schuli-

sche und soziale Entwicklung gestattet. 

- Art. 25 b verlangt Maßnahmen der Früherkennung und Frühintervention. 

- Art. 30 Abs. 5d verlangt geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Kinder mit 

Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern an Spiel-, Erholungs- Freizeit- 

und Sportaktivitäten teilnehmen können, ‚einschließlich im schulischen Bereich‘.“ 

(Struck 2014). 



Es werden Herausforderungen in zweierlei Hinsicht deutlich. Zum einen ist gerade zur Ver-

wirklichung dieser Rechte die Beteiligung der jungen Menschen mit Behinderungen unab-

dingbar. Und zum anderen - werden die Rechte von behinderten Kindern ernst genommen - 

ist eine Neukonzeption des Kinder- und Jugendhilfesystems sowie der damit verbundenen 

Schnittstellen wie Schule, Arbeitsförderung oder Gesundheitssystem unerlässlich (vgl. Hop-

mann 2014). 

4.8 Armut von Kindern und Jugendlichen 

In Deutschland sind „etwa 15 Prozent der Bevölkerung einkommensarm oder zumindest von 

Armut bedroht“ (Der Paritätische 2014, S. 15). 2012 bezogen insgesamt ca. 7,25 Mio. Men-

schen Grundsicherungsleistungen. (ebd., S. 18) Alleinerziehende tragen ein besonders hohes 

Armutsrisiko: „Von ihnen sind 42 Prozent arm oder von Armut bedroht. 2005 betraf das eben-

falls bereits 39,3 Prozent der Alleinerziehenden.“ (ebd., S. 16) nach Berechnungen des Deut-

schen Kinderhilfswerks „sind derzeit 2,8 Millionen Kinder und Jugendliche in Deutschland 

von Armut betroffen. Keine andere gesellschaftliche Altersgruppe ist so stark von Armut be-

troffen wie Kinder und Jugendliche.“ (Deutsches Kinderhilfswerk 2014, S.1) 

Mit dem Kriterium der Einkommensarmut werden Kinder „nur“ als Teilgruppe oder Mitbe-

troffene armer Familien erfasst. Um zu ergründen, wie sich Armut auf die Lebenswirklichkeit 

von Kindern auswirkt, ist ein mehrdimensionaler Lebenslagenansatz hilfreich, der Armut als 

Unterversorgung und Benachteiligung bezogen auf die gesamte Lebenssituation begreift. Ent-

sprechend erweitern Hock u.a. (vgl. AWO 2000) in ihrer Studie zur Armut von Kindern und 

Jugendlichen den Aspekt der finanziellen Situation um vier zusätzliche Lebensbereiche: mate-

rielle Versorgung des Kindes (Wohnen, Nahrung, Kleidung, materielle Partizipationsmög-

lichkeiten), Versorgung im kulturellen Bereich (z.B. kognitive Entwicklung, sprachliche und 

kulturelle Kompetenzen, Bildung), Situation im sozialen Bereich (soziale Kontakte, soziale 

Kompetenzen) und psychische und physische Lage (Gesundheitszustand, körperliche Ent-

wicklung). Die Ergebnisse zeigen, dass mehr als jedes dritte arme2 Kind im Vorschulalter zu 

der Gruppe gehört, die in mehreren Lebensbereichen eingeschränkt sind („multiple Deprivati-

on“); dass ca. 40% zu der Gruppe gehören, bei der in einigen wenigen Bereichen aktuell Defi-

zite festzustellen sind („Benachteiligung“), aber auch dass immerhin etwa ein Viertel der ar-

men Kinder in keinem der zentralen Lebensbereiche Einschränkungen aufweist („Wohlerge-

hen“). Für das kindliche Wohlergehen begünstigend sind regelmäßige Aktivitäten in der Fa-

 
2 Die AutorInnen sprechen von Armut nur dann, wenn familiäre Armut vorliegt (AWO 2000). 



milie, gutes Familienklima, Deutschkenntnisse mindestens eines Elternteils (bei Migranten-

kindern), keine Überschuldung und keine beengten Wohnverhältnisse (ebd.). 

Vor diesem Hintergrund kommt auch in der Bundesrepublik die UN-Kinderrechtskonvention 

zur Geltung: Mit Artikel 27 erkennen die Vertragsstaaten die Rechte jedes Kindes auf einen 

seinem Entwicklungsstand angemessenen Lebensstandard an. Kinderarmut fordert die Ju-

gendhilfe und Sozialpolitik besonders heraus, Kinderrechte deutlicher als eigenständige Rech-

te abzusichern und mehrere Strategien zu verfolgen, die auf die Verbesserung der Lebensla-

gen der Kinder zielen. Diese müssen reichen von der Sicherung der materiellen Situation von 

Kindern (Festsetzung eines Existenzminimums für Kinder, Erhöhung des Kindergeldes), der 

Sicherung von Betreuungsmöglichkeiten (Verbesserung der Regelungen zum Erziehungsurlaub 

und Erziehungsgeld für Mütter und Väter, gezielter Ausbau von Tageseinrichtungen, Zugang 

für alle Kinder unabhängig vom Aufenthaltsstatus, Betreuungsdauer unabhängig von der Ar-

beitssituation der Eltern), Sicherung befriedigender Wohnsituationen (Stärkung unterversorgter 

Wohnviertel, Erhöhung der Wohngeldsätze), Sicherung von Bildungschancen (Bildungsauftrag 

der vorschulischen Einrichtungen, Qualifizierung der Grundschulen), über den Ausbau präven-

tiver und sozialräumlich orientierter Angebote (Elternbildung und -beratung, Nachbarschaftsze-

ntren, niedrigschwellige Beratungsmöglichkeiten) bis hin zu Hilfen im Einzelfall (vgl. BMFSFJ 

1998; AWO 2000). 

5 Herausforderungen der Zukunft  

Die Kinderrechtsentwicklung leistet heute einen wichtigen Beitrag für die Weiterentwicklung 

der Jugendhilfe. Zum einen fordert sie die Jugendhilfe zu einer sozialpolitischen Strategie, 

d.h. zu einem strategischen arbeitsfeld- und politikübergreifenden Denken und Handeln auf. 

Zum anderen verpflichtet sie die Jugendhilfe, ihr Handeln konsequent auf den Lebensalltag 

von Mädchen und Jungen als Entstehungsort von Politik und als Umsetzungsebene von Kin-

derrechten zu beziehen. „So sind, beispielsweise, Vereinbarungen, die Eltern, Lehrer und 

Schüler als Betroffene für die Organisation des Schullebens treffen und an denen sie sich 

dann für die Koordination ihres Handelns verbindlich orientieren, durch und durch politisch, 

auch wenn sie weder durch das politische System gegangen noch rechtsförmlich fixiert wor-

den sind“ (Meyer 1994, S. 215). Damit sind Aktivitäten zur Beteiligung von Mädchen und 

Jungen in eine gesamtgesellschaftliche Demokratisierungsstrategie einzuordnen. 

Allerdings darf nicht passieren, was in der Ökologiefrage vielfach zu Frust und Gleichgültig-

keit geführt hat: Die Kinder sollen besser machen, was die Erwachsenen nicht (genügend) 

schaffen. Insofern ist die Repolitisierung Sozialer Arbeit vorgängige Voraussetzung. Dazu liegt 



eine Perspektive darin, Öffentlichkeit herzustellen, die darauf zielt, gesellschaftliche (Macht-

)Ansprüche mit den Lebens- und Problemlagen von Kindern und Jugendlichen zu konfrontie-

ren, sollen sie nicht weiter aus dem öffentlichen Bewusstsein ausgeklammert werden (vgl. 

Frühauf 2000). Hier sind die PraktikerInnen vor Ort aufgefordert, ihre Erfahrungen und Deu-

tungen in den öffentlichen Diskurs über die Bedingungen und Strukturen der Sozialräume und 

Lebenslagen der Kinder einzubringen. „Behutsam, um vorschnelle Stigmatisierungen zu ver-

meiden, aber bestimmt, um auf die tatsächlichen Notlagen hinzuweisen“ (ebd. S. 242). 
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